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funktioniert automatisiert“, erklärt 
Jaksch-Fliegenschnee. „Die bedarfs-
gerechte Steuerung der Nachtkenn-
zeichnung soll von der Austro Con -
trol GmbH so eingerichtet werden, 
dass bei jeglichen Gefährdungen des 
Systems die Nachtkennzeichnung 
jedenfalls aktiviert ist bzw. bleibt“, 
heißt es im Antrag der Regierung.  

Die Austro Control wird damit be-
auftragt, die technische Umsetzung 
für die Umstellung vorzunehmen, 
heißt es auf Nachfrage bei der Luft-
fahrtbehörde. Der Prozess dazu sei 
am Laufen. 

Bei den Grünen hofft man jeden-
falls durch die geringere Lichtver-
schmutzung auf mehr Akzeptanz. 
Diese wird auf jeden Fall notwendig 
sein, um das von der Regierung ge-
setzte Ziel im Bereich Windkraft zu 
erreichen: Dazu müsste die derzeit 
installierte Leistung bis 2030 ver-
doppelt werden. „Ich freue mich 
sehr, dass mit dieser Gesetzesnovel-
le zum einen die Hürden zur Errich-
tung von Windparks entschieden 
reduziert werden“, kommentierte 

D
ie Windkraft hat im Jänner 
einen Rekord gebrochen: 
Noch nie wurde in Österreich 

im Jänner so viel Windstrom produ-
ziert. Die Technologie soll eine der 
Lösungen sein, um die Republik in 
Richtung Klimaneutralität zu steu-
ern. Und dennoch geht der Ausbau 
stockend voran – was neben dem 
Widerstand aus den Bundesländern 
auch an der niedrigen Akzeptanz in-
nerhalb der Bevölkerung liegt. Eine 
Gesetzesänderung soll das Windrad 
vor der eigenen Haustüre attrakti-
ver machen: Künftig soll das rote 
Dauerblinken an Windkraftanlagen 
in der Nacht abgeschafft werden. 
Ein entsprechender Antrag wurde 
von ÖVP und Grünen eingebracht. 

Bisher galt das Blinklicht in ers-
ter Linie als Sicherheitsmaßnahme 
für Kleinflugzeuge, die in Bodennä-
he unterwegs sind. Große Passagier-
maschinen fliegen nicht auf dieser 
Höhe. Künftig sollen die Lichter nur 
dann automatisch angehen, wenn 
Flugzeuge oder Hubschrauber in der 
Nähe sind – und dann wieder aus-

gehen, sobald das Flugobjekt vorbei-
geflogen ist. „Es macht keinen Sinn, 
die Anlagen in der Nacht blinken zu 
lassen“, sagt Martin Jaksch-Fliegen-
schnee von der IG Windkraft. „Das 
Licht braucht fast niemand.“ Durch 
die Novelle sollen Windräder zu 99 
Prozent unbeleuchtet sein. 

Wenig Freude mit Lichtern 
In der Branche hofft man schon 

seit Jahren auf eine entsprechende 
Gesetzesänderung. Zwar würden 
Bürgerinnen und Bürger in Umfra-
gen selten angeben, dass sie die 
Blinklichter ablehnen, sagt Jaksch-
Fliegenschnee. Wird aber eine neue 
Anlage in Gemeinden diskutiert, sei 
das Blinken ein Punkt, der immer 
wieder zur Debatte stünde.  

Wie genau die technische Umset-
zung funktionieren soll, muss laut 
IG Windkraft noch geklärt werden. 
Angedacht sei jedenfalls ein System, 
das von der Luftfahrtbehörde Aus-
tro Control zentral geschaltet wird. 
„Da sitzt dann niemand, der den 
Hebel rauf- und runterdrückt, das 

der grüne Klimasprecher Lukas 
Hammer die Initiative.  

Noch ist die Änderung formell 
nicht unter Dach und Fach. Der An-
trag wird im März im Verkehrsaus-
schuss und Nationalrat behandelt, 
Anfang April landet er dann im Bun-
desrat. Dann fehlt auch noch die Ge-
bührenverordnung, heißt es bei der 
IG Windkraft.  

Wie hoch die Kosten für die Um-
rüstung damit sein werden, stehe 
demnach noch nicht fest. Doch auch 
dann werden die Blinklichter noch 
eine Weile weiterleuchten: Damit 
die Beleuchtung tatsächlich abge-
dreht wird, braucht es noch einige 
Verfahren und Genehmigungen auf 
Landesebene.  

Derzeit blinken nicht alle der 1426 
im Land betriebenen Windräder. Äl-
tere und kleinere Anlagen, die nied-
riger als 100 Meter sind, werden 
nicht beleuchtet. Österreich wäre 
nicht der erste Staat, der eine be-
darfsorientierte Beleuchtung ein-
führt: In Deutschland und den Nie-
derlanden ist das bereits geschehen. 

Die roten Lichter auf Windrädern sollen nach einem Plan der Regierung künftig nicht mehr dauerhaft blinken. 
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F
ake-Bewertungen und Bot-Ar-
meen würden wirtschaftlichen 
Schaden verursachen, ist sich 

ÖVP-Generalsekretär Christian Sto-
cker sicher. Zudem lasse sich nicht 
einmal sicher sagen, ob hinter der 
schlechten Rezension Mensch oder 
Maschine stecke. Nicht nur deshalb 
müsse eine Klarnamenpflicht her, 
denn „was in der realen Welt gilt, 
muss online auch gelten“, so Sto-
cker. Der Hass im Netz stehe dem im 
realen Leben nämlich um nichts 
nach, meint man bei der Volkspar-
tei, weshalb sich nach Nehammers 
„Österreich-Plan“ niemand mehr in 
der vermeintlichen Anonymität des 
Internets verstecken können soll. 

Florian Tursky, Staatssekretär 
für Digitalisierung, wählte bei der 
am Mittwoch abgehaltenen Presse-
konferenz zu diesem Thema ein 
drastisches Beispiel: „Eine Frau geht 
auf der Straße und wird sexuell be-
lästigt. Da ist es nur natürlich, das 
die Polizei den Täter anhält und die 
Identität feststellt.“ Auch bei Wie-
derbetätigung sei klar, dass man Tä-
ter zur Verantwortung ziehen müs-
se. Im Netz sei das aber nicht der 
Fall. Eine Klarnamenpflicht bedeu-
te nicht, dass man keine Nicknames 
mehr verwenden dürfe. Die Userin-
nen und User sollen sich laut den 
Plänen der ÖVP nämlich direkt bei 
den Plattformen selbst ausweisen, 
die Strafverfolgungsbehörden sollen 
dann im Verdachtsfall darauf zugrei-
fen können.  

Kritische Gegenstimmen  
Die ÖVP-Pläne stoßen bei Daten-

schützern auf Kopfschütteln. Tho-
mas Lohninger von Epicenter 
Works spricht von „ÖVP-Luftschlös-
sern“. Die Ideen seien zudem klar 
europarechtswidrig, und die Ver-
schärfung des DSA (sogenanntes 
Gold Plating, also die Übererfüllung 
von EU-Vorgaben) würde vor kei-
nem Höchstgericht halten. „Die ÖVP 
recycelt hier ihre Idee für einen di-
gitalen Ausweiszwang, die bereits 
2019 gescheitert ist.“ Bei Epicenter 
Works weist man außerdem darauf 
hin, dass Klarnamen politische Ver-
folgung ermöglichen. Das Internet 
sei ein öffentlicher Raum, und wie 
auf der Straße auch habe man ein 
Recht darauf, sich anonym zu bewe-
gen. Niemand müsse ein Namens-
schild vor sich hertragen. Dieses 
Recht müsse auch für das Internet 
gelten.  

Auch beim grünen Koalitions-
partner kommen die neuerlichen 
Pläne, eine Ausweispflicht im Netz 
einzuführen, weniger gut an. In 
einer Aussendung fordert der Digi-
talsprecher der Grünen, Süleyman 
Zorba, „realistische und technisch 
machbare Lösungen, die nicht die 
Meinungsfreiheit einschränken und 
auch vor den Höchstgerichten hal-
ten“. Bewertungsplattformen müss-
ten dazu verpflichtet werden, Hür-
den gegen unverifizierte Bewertun-
gen und Massen-Fakes einzuziehen. 

Welche Folgen eine Klarnamen-
pflicht haben kann, kann man am 
Beispiel Südkorea beobachten. Im 
Jahr 2007 wurden alle Onlineplatt-
formen mit über 100.000 Userinnen 
verpflichtet, Klarnamen anzugeben. 
Tatsächlich gingen Hassnachrichten 
und Beschimpfungen zurück – an-
fänglich. Kurz darauf erreichte die 
Menge an Beleidigungen wieder das 
Niveau von der Zeit vor der Einfüh-
rung der Klarnamenpflicht. Ähnli-
che Beispiele finden sich auch in an-
deren Ländern, die ähnliche Studien 
oder Versuche durchgeführt haben. 
Die Umsetzung der ÖVP-Pläne bleibt 
deshalb mehr als fraglich. 

Peter Zellinger 

ÖVP für Klarnamen 
bei Bewertungen, 

Grüne irritiert 
Auch Datenschützer sehen 

die Pläne skeptisch 

Der Einsatz moderner Gentechnik 
soll in der EU liberaler werden. 

Foto: Imago/Joseffson 

EU-Parlament stimmt für Gentechnik-Lockerung  
Forschende reagieren erfreut, die heimische Politik kritisiert die Entscheidung 

D
as Ringen um neue Regeln 
für gentechnisch veränderte 
Pflanzen in Europa geht in die 

nächste Etappe. Am Mittwoch ei-
nigten sich die Abgeordneten des 
EU-Parlaments auf eine Liberalisie-
rung bei der sogenannten Neuen 
Gentechnik (NGT). Damit liegt der 
Ball bei den zuständigen EU-Agrar-
ministerinnen und -ministern im 
Rat der Europäischen Union: Erst 
wenn sie sich auf einen gemeinsa-
men Standpunkt festgelegt haben, 
beginnen die Verhandlungen über 
den endgültigen Gesetzesvorschlag. 

Im vergangenen Juli schlug die 
EU-Kommission deutliche Locke-
rungen der strengen Gentechnik-
richtlinie vor. Wie die Parlaments-
position im Detail aussieht, war am 
Mittwochnachmittag noch unklar. 
Der Umweltausschuss des EU-Par -
laments reklamierte jedenfalls ein 

David Rennert vollständiges Patentverbot für alle 
NGT-Pflanzen in den Vorschlag. Da-
durch sollen Rechtsunsicherheiten 
und Abhängigkeiten für Landwirte 
und Züchter vermieden werden.  

Im EU-Parlament stimmten 307 
Abgeordnete für eine Lockerung, 
263 dagegen, 41 enthielten sich. Ös-
terreichs EU-Abgeordnete lehnten 
das Vorhaben mehrheitlich ab, nur 
die Neos-Abgeordnete Claudia Ga-
mon stimmte dafür. Die Abgeordne-
ten der ÖVP und der FPÖ waren mit 
ihrem Nein klar in der Minderheit in 
ihren jeweiligen EU-Fraktionen. 
Heftige Kritik gab es auch von den 
Grünen und der SPÖ.  

„Guter Tag für Forschung“ 
Erste positive Reaktionen auf die 

Abstimmung im EU-Parlament ka-
men in Österreich aus wissenschaft-
lichen Einrichtungen: „Das ist ein 
guter Tag für die Forschung, denn 
sie hat seit langem darauf gedrängt, 

die Regeln für die Neue Gentechnik 
an die neuen Möglichkeiten anzu-
passen“, sagte Heinz Faßmann, Prä-
sident der Österreichischen Akade-
mie der Wissenschaften (ÖAW). 
Schon zuvor hatten sich 37 Nobel-
preisträger und über 1500 Forschen-

Windräder sollen nachts 
nicht mehr blinken 

Der Ausbau der Erneuerbaren läuft nach wie vor zu langsam.  
Um die Akzeptanz von Windkraftanlagen zu steigern, sollen deren 

Nachtlichter künftig nur leuchten, wenn ein Flugobjekt in der Nähe ist. 

Nora Laufer

de für den Einsatz moderner Gen-
technik in der Pflanzenzucht ausge-
sprochen. Das sei für eine nachhal-
tigere Landwirtschaft in Zeiten des 
Klimawandels unverzichtbar.  

Molekularbiologische Werkzeu-
ge wie die 2012 entdeckte Gen-Sche-
re CRISPR erlauben präzisere und 
schnellere Eingriffe in das Pflanzen-
erbgut als frühere Gentechnikme-
thoden. Das Ergebnis lässt sich oft-
mals nicht von natürlichen Mutatio-
nen unterscheiden. Zudem ermög-
licht die Gen-Schere bessere Zucht-
erfolge als herkömmliche Techni-
ken, die auf radioaktive Bestrahlung 
oder chemische Behandlung setzen.  

In Sachen Risikobewertung sollen 
NGT-Pflanzen laut dem Vorschlag 
herkömmlich gezüchteten Pflanzen 
gleichgestellt werden, wenn keine 
artfremden Gene werden und die 
Anzahl an genetischen Änderungen 
begrenzt ist. Der Biolandbau soll 
weiterhin gentechnikfrei bleiben. 
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